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Antrag 

der Abgeordneten Stefanie Blaschka, Andreas Grutzeck, Silke Seif,  
Dietrich Wersich, Antje Müller-Möller, Nikola Tunići (CDU) und Fraktion 

zu Drs. 23/1960 

Betr.: Weiterentwicklung des „Haus des Engagements“ unterstützen und  
Engagementstrategie umfassend umsetzen 

Die CDU-Fraktion begrüßt ausdrücklich das Anliegen des Antrags Drs. 23/1960, wel-
cher fordert, das Haus des Engagements am neuen Standort im Neuen Amt Altona zu 
einem sichtbaren Ort für zivilgesellschaftlichen Austausch, Beratung und Qualifizie-
rung weiterzuentwickeln. Ein solcher Ort kann, klug ausgestaltet und gut zugänglich 
für die Breite der Zivilgesellschaft, einen wichtigen Beitrag zur Stärkung des freiwilli-
gen Engagements in Hamburg leisten. Gerade angesichts zunehmender gesellschaft-
licher Polarisierung und wachsender Herausforderungen für das demokratische Mitei-
nander ist es richtig, ehrenamtlichem Einsatz strukturell mehr Raum zu geben. 

Gleichzeitig darf ein einzelnes Projekt nicht überdecken, dass wesentliche Elemente 
der Engagementstrategie nach wie vor nicht umgesetzt wurden. Trotz bestehender 
Beschlusslage durch die Fortschreibung der Hamburger Engagementstrategie (Drs. 
21/19311) lassen zentrale Maßnahmen bis heute auf sich warten. Zum Beispiel war 
ursprünglich vorgesehen, ab dem Jahr 2022 für eine Laufzeit von drei Jahren eine 
digitale Geschäftsstelle für kleinere Projekte einzurichten. Zwischenzeitlich hieß es, 
das Konzept werde frühestens 2024 erarbeitet. Nun teilt der Senat mit, die Planungen 
seien weiterhin nicht abgeschlossen. Während das Jahr 2026 näher rückt, ist somit 
nach mehr als drei Jahren immer noch offen, wann diese drei Jahre überhaupt begin-
nen sollen. 

Auch die AKTIVOLI-Freiwilligenbörse, die seit Jahren einen niedrigschwelligen  
Zugang ins Ehrenamt bietet, konnte 2025 nicht stattfinden. Der Veranstalter berichtet, 
dass bislang nicht feststeht, wann und wo die nächste Freiwilligenbörse stattfindet. 

Zusätzlich wurden im Jahr 2024 lediglich 681 Engagement-Nachweise ausgestellt. 
Aus den Antworten auf die Drs. 23/1574 ergibt sich zudem, dass im Bereich der Ver-
netzung von Ehrenamt und Wirtschaft seit 2020 keinerlei konkrete Fortschritte erzielt 
wurden. Das zuständige Referat zur Förderung des freiwilligen Engagements im Amt 
für Integration wurde personell weiter reduziert und verfügt aktuell nur noch über  
4,6 Vollzeitäquivalente gegenüber 5,33 im Jahr 2024. Auch der von Rot-Grün initiierte 
Antrag zur Anerkennung von Ehrenamtsqualifizierungen im Rahmen des Bildungs-
urlaubs ist bislang nicht umgesetzt worden. Der Senat verweist hierzu in der Drs. 
23/1795 auf begrenzte Personal- und Haushaltsressourcen sowie auf gesellschaftspo-
litische Entwicklungen, die zur Verschiebung oder vorübergehenden Aussetzung ein-
zelner Maßnahmen geführt hätten. 

Aus Sicht der CDU-Fraktion braucht es daher mehr als eine Stärkung des Hauses des 
Engagements. Es braucht eine konsequente Umsetzung der Engagementstrategie in 
ihrer Gesamtheit, ein funktionierendes Netzwerk aus digitalen, strukturellen und finan-
ziellen Unterstützungsangeboten für das Ehrenamt sowie einen verlässlichen Umset-
zungsplan. 
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Die Bürgerschaft möge daher beschließen: 

Der Senat wird ersucht,  

1. die in der Fortschreibung der Hamburger Engagementstrategie festgelegten und 
mittlerweile durch vielfältige Beschlüsse der Bürgerschaft ergänzten Punkte der 
Ehrenamtsstrategie endlich planmäßig umzusetzen; 

2. gegenüber der Bürgerschaft bis zum 30.06.2026 aufzuzeigen und in Form eines 
Sachstandsberichts beziehungsweise Zwischenberichts konkrete, messbare Ziel-
vorgaben und Zeitpläne für die Umsetzung der Maßnahmen darzulegen und zu 
belegen, wozu die künftig zu beachtlichen Mehrkosten angemieteten räumlichen 
Kapazitäten genutzt werden sollen;  

3. gegenüber der Bürgerschaft bis zum 30.06.2026 in einem Umsetzungsplan zu 
berichten, wann welche Punkte umgesetzt werden sollen sowie aufzuzeigen und 
zu erläutern, welche der ursprünglich geplanten Maßnahmen erst später oder gar 
nicht mehr umgesetzt werden; 

4. die Personalstärke im Referat zur Förderung des freiwilligen Engagements im 
Amt für Integration wieder so zu besetzen, dass anstehende Aufgaben auch erle-
digt und nicht über Jahre aufgeschoben werden müssen. 


